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Baulandverkauf fürs neue Schulhaus
DieGemeindeHolderbank braucht
15,35Millionen Franken. Region

Tempo 20undweniger Parkplätze
Gebiet um das AZ-Hochhaus in Baden
soll Begegnungszone werden. Region

Kommentar

Klubs und Fans in
der Verantwortung
Der Entscheid des Bundesrats, ab
Oktober potenziell wiederGrossan-
lässemitmehr als 1000Zuschauern
zuzulassen, ist nicht nur für die wich-
tigste Sportorganisation des Kantons
Aargau, den FCAarau, ein ermutigen-
des Signal. Der Bundesrat hat dem
Profisport und den grösseren Event-
veranstaltern die Tür für einen gang-
barenWeg geöffnet.

Klar ist aber auch, dass es einweiter
Weg ist bis zur tatsächlichenUmset-
zung. Die Kantonemüssen sichmit
demBund erst auf einen gemeinsa-
menNenner einigen. Die gesundheit-
liche Lage imLandmuss überschau-
bar stabil bleiben. Und vor allem:Die
Schutzkonzepte der Veranstalter
müssen absolut wasserdicht und
umsetzbar sein.

Letztlich stehen deshalb vor allem
Klubswie der FCAarau in der Verant-
wortung. Sobald das Brügglifeld
wiedermehreren tausend Zuschauern
offensteht,muss der konsequenten
Einhaltung der strengen Schutzmass-
nahmen oberste Priorität eingeräumt
werden. Sobald nur die geringste
Angriffsfläche gebotenwird, dürfte
die Freude an der Rückkehr zur
«Normalität» von kurzerDauer sein.

Womit wir bei den Zuschauern sind.
Werwieder vorOrt Livesport erleben
will, dermuss bereit sein, sich den
neuenGegebenheiten vollumfänglich
anzupassen.Wer dasGefühl hat, für
ihn gelten dieMassnahmen nicht, der
riskiert, dass nicht nur der FCAarau
ins Verderben gerissenwird, sondern
der ganze Profisport in der Schweiz.

Marcel Kuchta
marcel.kuchta@chmedia.ch

Kantonefordern
strengeRegeln
fürGrossanlässe
Veranstaltungenmitmehr als 1000Personen sind ab
Oktober wieder erlaubt. Vieles ist aber noch ungewiss.

Maja Briner, Doris Kleck, Klaus Zaugg,
EtienneWuillemin, SebastianWendel

Fussball- und Eishockeyfans dürfen
hoffen: Der Bundesrat hat gestern ent-
schieden, die 1000er-Regel zu kippen.
Ab Oktober sind grosse Anlässe mit
mehr als 1000 Personen wieder mög-
lich. Nötig ist dafür allerdings eine Be-
willigung der Kantone. Der Bund will
zusammen mit den Kantonen einheit-
licheAnforderungendafürausarbeiten.

Mit diesem Entscheid übergeht der
Bundesrat die Kantone. Eine Mehrheit
vonihnenwolltedasVerbotbisEndeJahr
aufrecht erhalten. Lukas Engelberger,
PräsidentderKonferenzderkantonalen
Gesundheitsdirektoren,moniertein«re-
lativaggressivesPressing»derSportver-
eine und sagt: «Die Vereine und Veran-
stalter stehen nun in einer grossen Ver-
antwortung.»DerBaslerRegierungsrat
(CVP)fordertstrengeBewilligungskrite-
rien: «Wir müssen vorsichtig bleiben.»

Die Kantone müssten zudem Bewilli-
gungenverweigernkönnen,wennihnen
die Situation zu kritisch erscheine.Wis-
senschafterin Nicola Low, Mitglied der
Covid-19-Taskforce, hielt fest, die
SchweizerRegierungwürde«schlafwan-
delnd ineinDesaster» rutschen.

FCAarau:WichtigesSignal,
abernochvieleUnklarheiten
Fussball- undEishockeyklubs reagier-
ten unterschiedlich. Verhalten positiv
sieht es FC-Aarau-Präsident Philipp
Bonorand: «Das Signal, dassGrossan-
lässemitmehr als 1000Personenwie-
der möglich sind, ist wichtig. Darüber
bin ich froh, meine schlimmsten Be-
fürchtungen sind nicht eingetroffen.»
Er sieht aber noch viele Unklarheiten.
DieseEinschätzung teilenVeranstalter
von grösseren Anlässen im Aargau,
etwa der Oktoberfeste in Aarau und
Baden.Kommentar rechts

Schwerpunkt, Sport, Region

Patienterstickt imSpitalamEssen,
seinePflegerinwird freigesprochen

Prozess Er hätte pürierteNahrung er-
haltenundbeimEssenüberwachtwer-
densollen.Dochder 76-jährigePatient,
der aneiner Schluckstörung litt, bekam
nur zerkleinertesEssen.Das führte vor
runddrei Jahren zumToddesMannes,
der imKantonsspital Baden behandelt
wurde: Er erstickte beimMittagessen.
Die Staatsanwaltschaft klagtediePfle-
gefachfrau, die den Mann damals be-

treute, wegen fahrlässiger Tötung an.
Das Bezirksgericht Baden sprach die
Frau gestern Mittwoch aber frei. Zwei
rechtsmedizinische Gutachten hatten
ergeben, dass der Patient auchmit pü-
rierterNahrungundÜberwachunghät-
te sterben können. Das Kantonsspital
Badenhat inzwischenMassnahmener-
griffen,umsolcheTodesfällemöglichst
zu verhindern. (fh) Region

Nati-CaptainStephanLichtsteiner
beendetseineKarriere
Fussball Mit 36 Jahren ist Schluss für
StephanLichtsteiner:AneinerMedien-
konferenzgibt der langjährigeCaptain
desNationalteams seinenRücktritt be-
kannt. «Es war mir schon länger klar,
dass dies mein letztes Jahr sein wird»,
sagte Lichtsteiner. Weil die Europa-
meisterschaft aberumein Jahrverscho-
ben wurde, verpasst er zum Abschluss

ein geplantes Highlight. «Natürlich
wäre es perfekt gewesen, mit der EM
abzuschliessen. Das hat aber nicht ge-
klappt, das muss man akzeptieren.»
StephanLichtsteiner blickt auf eineer-
folgreiche Karriere zurück. Er absol-
vierte für die Schweiz 108 Länderspie-
le, wurde siebenmal Meister in Italien
und einmal in der Schweiz. (rg) Sport

UPC-BesitzerinwillSunrisekaufen–
Aktionäreverdienenkräftigmit
Telekom LibertyGlobal, dieBesitzerin
derKabelnetzbetreiberinUPC,will alle
Aktien des Telekomunternehmens
Sunrise kaufen.Das hat sie gestern be-
kannt gegeben. Liberty bezahlt 110
FrankenproAktie, 32Prozentmehr als
der durchschnittliche Aktienpreis der
letzten 60 Börsentage. Die Sun-
rise-GrossaktionärinFreenethat ange-

kündigt, das Angebot anzunehmen.
AuchSunriseunterstütztdasVorhaben.

Das Angebot kommt nur wenige
Monate, nachdem Sunrise den umge-
kehrtenVersuchderUPC-Übernahme
abbrechen musste. Mit dem Zusam-
menschluss wollen die beiden Firmen
der Swisscom die Stirn bieten, die den
Markt dominiert. (ehs) Wirtschaft

Es gäbe andere Lösungen, alsmit der Securitas gegen
Kinderlärmvorzugehen, sagt dieAargauer «Siedlungs-
coachin» Katharina Barandun. Region Bild: Sandra Ardizzone

Lärm-Streit inderRösslimatte inBuchs

AargauerSchulpflege
wehrt sichgegenKritik

Abstimmung Am 27. September ent-
scheidet sich, ob die Schulpflege im
Aargau abgeschafft wird. Diese geriet
zuletzt in die Kritik, weil in Ehrendin-
gen ein Mann, der als «Autobahn-
Prügler» bekannt wurde, Schulleiter
werden sollte. Nun wehren sich die
Schulpflegepräsidenten: Das Problem
liege beim ausgetrockneten Personal-
markt für Schulleiter. (fh) Region

LunaWedler
Mit 20meistert sie die
Hauptrolle in der Netflix-
serie «Biohackers». Kultur
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«AbschaffungwürdedieLageverschärfen»
Schulpflegepräsidenten-Vereinigung verteidigt umstrittene Entscheide in Brugg und Ehrendingen – und wirbt für den Erhalt der Behörde.

Fabian Hägler

Am 27. September stimmt die
Aargauer Bevölkerung über die
Abschaffung der Schulpflege ab.
Eigentlich hätte der Entscheid
schon am 17. Mai fallen sollen,
wegen Corona wurde der Ter-
min verschoben. Dies hat dazu
geführt, dass in der Zwischen-
zeit zwei Fälle publik wurden,
bei denen die Schulpflege in der
Kritik stand. Zuerst teilte die
Schulpflege Brugg mit, dass sie
den ehemaligen Badener Stadt-
ammann und früheren Grünen-
Nationalrat Geri Müller in
einem Teilpensum als Schullei-
ter anstellt. Dagegen gab es Wi-
derstand von rechtsbürgerlichen
Lokalpolitikern, eine Online-Pe-
tition wurde lanciert, die Müller
zum Verzicht auf das Amt auf-
forderte, zudem gab es diverse
kritische Fragen an die Schul-
pflege Brugg (die AZ berichtete).

Für viel Aufsehen sorgte vor
zwei Wochen die Besetzung
einer Schulleiterstelle in Ehren-
dingen: Die Schulpflege wollte
einen 58-jährigen Mann anstel-
len, der nach einem Vorfall am
20. Juli als «Autobahn-Prügler»
bekannt geworden war. Der
Mann bremste auf der A1 einen
anderenLenkeraus, stürmteaus
seinem Auto und traktierte sei-
nen Gegner und dessen Fahr-

zeug am helllichten Tag mit Trit-
ten und Schlägen. Schliesslich
kam es nicht zur Anstellung, der
«Autobahn-Prügler» meldete
sich bei der Schulpflege Ehren-
dingen und verzichtete auf die
Stelle (die AZ berichtete).

SchulpflegesiehtMangel an
qualifiziertenSchulleitern

In einer Mitteilung zum Schul-
start äussert sich die Vereini-
gung aargauischer Schulpflege-
präsidentinnen und -präsiden-
ten erstmals dazu. Die beiden
Fälle in Ehrendingen oder Brugg
zeigen laut Präsident Franco
Corsiglia, «wie gross der Man-
gel an gut qualifizierten Schul-
leitungen ist». Von der Schul-
pflege als Anstellungsbehörde
werde erwartet, dass sie bestens
ausgebildete Schulleitungen mit
grosser Führungsqualität und
möglichst ohne jeden Makel ein-
stelle. «Dies würden die Schul-
pflegen gern tun, zur Verfügung
steht aber nur, was der Markt
hergibt», schreibt er. Das dünne
Angebot begünstige Anstellun-
gen wie jene in Ehrendingen.

Die Schulpflege habe dort
«vorbildlich und schnell reagiert
und umgehend eine Korrektur
vorgenommen». Ähnliche Fehl-
entscheide habe es auf anderen
Ebenen auch gegeben, so bei
der Anstellung von Gemeinde-

schreibern oder Verwaltungs-
personal durch Gemeinderäte.
Schlammschlachten in den Me-
dien oder das Vorpreschen einer
nicht betroffenen Behörde – in
Ehrendingen hatte sich der Ge-
meinderat kritisch zur geplanten
Anstellung des «Autobahn-
Prüglers» geäussert – seien hin-
gegen nicht zielführend.

Corsiglia hält grundsätzlich fest,
dass die Abschaffung der Schul-
pflege, die vom Regierungsrat
und von einer Mehrheit des
Grossen Rats unterstützt wird,
solche Probleme nicht lösen
würde. «Im Gegenteil, die Lage
wird sich zusätzlich verschär-
fen», befürchtet er. Die Arbeits-
last von Einzelpersonen werde

ohne Schulpflege erhöht, die
Sorgfalt und die schnelle Hand-
lungsbereitschaft gegenüber
Lehrpersonen verschlechtert.
Eine künftige Machtkonzentra-
tion bei einer Person, «sei es
die Schulleitung oder auch ein
Gemeinderat, ist mit Sicherheit
ein Risiko», argumentieren die
Schulpflegepräsidenten.

Ein Mehrwert für Lehrpersonen
und Schulleitungen sei mit der
Abschaffung der Schulpflege
nicht ersichtlich und Mehrkos-
ten seien sehr wahrscheinlich.
Durch einen Wechsel von Miliz-
behörde zu Milizbehörde – die
Schulpflege könnte nach einer
Abschaffung durch eine Schul-
kommission ersetzt werden –
bleibe zudem die erhoffte Pro-
fessionalisierung aus.

EngereZusammenarbeit
stattAbschaffungalsRezept

«Die vom Volk gewählte Schul-
pflege ist einzig und allein der
Schule und deren Mitarbeiten-
den verpflichtet», hält Corsiglia
fest. Sie sorge für die Balance
zwischen Lehrpersonen und
Schulleitungen und vertrete
deren Bedürfnisse, ohne politi-
schen Druck einer Partei gegen-
über der Stimmbevölkerung.

Die aktuellen Herausforde-
rungen der Schulen – Lehrer-
mangel, neuer Lehrplan, Unter-
richt unter Coronabedingungen,
neue Verteilung der finanziellen
Ressourcen – würden mit der
Abschaffung der Schulpflege
nicht gelöst. Nötig sei vielmehr
die Stärkung der bestehenden
Strukturen auf Gesetzesebene
und eine noch engere Zusam-
menarbeit der Schulleitungen
und Schulpflegen.

Sie kämpfen für den Erhalt der Schulpflegen im Aargau: Colette Basler und Franco Corsiglia, die Vize-
präsidentin und der Präsident der Schulpflegepräsidenten-Vereinigung. Bild: Chris Iseli (Aarau, 24.4.2019)

DasneueEnergiegesetzwilldie
AargauerWirtschaft stärken
Das Ja-Komitee zur Vorlage präsentierte gestern seine Argumente.

«Die Bereitstellung von 100
Prozent erneuerbarer Wärme
bis 2050 ist machbar, zahlbar
und bringt Arbeitsplätze», er-
klärte Matthias Jauslin. Das Ko-
mitee «Ja zum Aargauer Ener-
giegesetz», dem der FDP-Natio-
nalrat und Präsident des
Fachverbandes Wärmepumpen
Schweiz, angehört, führte ges-
tern eine Medienkonferenz
durch. Neben Jauslin warben
fünf Vertreter aus Politik, Wirt-
schaft und Umweltverbänden
für das Gesetz. Über dieses
stimmt die Aargauer Bevölke-
rung am 27. September ab. Das
Gesetz verlangt, dass der Ener-
giebedarf von Gebäuden mini-
miert wird und die Energie aus
erneuerbaren Quellen stammt.

650MillionenFranken
sollen imKantonbleiben

Das Komitee decke ein «breites
Spektrum der Aargauer Bevöl-
kerung, der Wirtschaft und der
politischen Wähler» ab, betonte
Beat Flach, der Präsident der
AEE Suisse Aargau. Dazu gehör-
en alle grossen Parteien ausser
der SVP sowie viele Umweltver-
bände und zahlreiche Unterneh-
men und Branchenverbände,
die mit der Energieversorgung
zu tun haben. Die Hauptbot-
schaft des Ja-Komitees lautete
gestern denn auch, dass das
Energiegesetz nicht nur der Um-
welt, sondern auch dem lokalen
Gewerbe nütze.

«Wir lokalen Energieversorger
können die technologischen He-
rausforderungenderZukunftnur
meistern, wenn wir stabile regu-
latorische Rahmenbedingungen
haben», sagte Hans-Kaspar
Scherrer.DiestuedasEnergiege-
setz, das neue Technologien wie
den Einsatz von Biomasse und
Wärmenetze zum Energieaus-
tausch fördere, so der CEO des
Energielieferanten Eniwa AG.

Gabriela Suter, Nationalrätin
und Präsidentin der SP Aargau,
sieht in der Vorlage eine Chance
für die Schaffung neuer Arbeits-
plätze im Kanton. 650 Millionen
FrankenwürdenimAargaujedes
Jahr für fossile Energie aus dem
Auslandbezahlt.DiesesGeldsol-
le man besser für einheimische
erneuerbare Energien verwen-
den, so die Politikerin.

Auch den Hausbesitzern
bringe das Energiegesetz viele

Vorteile, betonte Suter. Darin
widersprachsiedemHauseigen-
tümerverband Aargau. Dieser
lehnt die Vorlage mit der Be-
gründung ab, dass die erforder-
lichen Massnahmen zu hohen
Mehrkosten führten. Laut der
SP-Präsidentin würden die
Hausbesitzer im Gegenteil von
grösserem Komfort, tieferen
Heizkosten und einem bauli-
chen Mehrwert profitieren.

Umweltverbänden istdas
Gesetz zu«mild»

Als «modernes und zeit-
gemässes Energiegesetz» prä-
sentierte CVP-Grossrat Alfons
Paul Kaufmann die Vorlage. Die
Anforderungen seien mit Au-
genmass formuliert, damit sie
wirtschaftlich tragbar und finan-
zierbar seien. Genau dies kriti-
sieren die SVP und die EDU, die
als einzige Parteien die Vorlage
bekämpfen. Aus ihrer Sicht ist
das Gesetz zu streng, da es zu
mehr Bürokratie und unnötigen
Kosten führe.

Mitglieder des Ja-Komitees
sehen dies genau umgekehrt:
Regula Bachmann-Steiner, die
an der Medienkonferenz als Prä-
sidentin des WWF Aargau die
Umweltverbände vertrat, be-
zeichnete das Gesetz als «relativ
mild». «Es wäre mehr möglich
gewesen, um den CO2-Ausstoss
zu senken», fand sie.

Mireille Fluri

AlfonsPaulKaufmann
Fraktionspräsident CVP

«DieAnforderungen
sindmitAugenmass
formuliert, damit sie
wirtschaftlich trag-
barundfinanzierbar
sind.»

SindnunGrosspartysangesagt?
Oktoberfest, Flohmarkt und Christchindli-Märt: So reagieren
Aargauer Veranstalter auf die Aufhebung der 1000er-Regel.

Corona Ab Oktober sind Veran-
staltungen mit mehr als 1000
Personen grundsätzlich unter
strengen Vorgaben wieder mög-
lich. Im Aargau betrifft das
neben Sportveranstaltungen
auch die Oktoberfeste in Aarau
(2. und 3. Oktober) und Baden
(22. bis 31. Oktober). «Einerseits
sind wir natürlich froh über die-
sen Entscheid», sagt Alexander
Rolli, Mitveranstalter des Okto-
berfests in Aarau. Für die Orga-
nisatoren sei das Fest nach wie
vor eine Leidenschaft. «Wir
wollen den Leuten auch in die-
sen Zeiten etwas geben, das ih-
nen Freude bereitet.»

Andererseits sei man sich
auch der Verantwortung be-
wusst, so Rolli. «Das Coronavi-
rus istda.»DahermüssedieVer-
anstaltung über ein funktionie-
rendes Schutzkonzept verfügen.
Auch wenn dazu zunächst der
Kanton seine Vorgaben erarbei-
ten muss, würden bereits ver-
schiedene Massnahmen wie
etwa eine Zuschauerbegren-
zung auf dem Areal geprüft.

Die Veranstalter des Okto-
berfests Baden äusserten sich
zurückhaltend zum Bundesrats-
entscheid. Es sei ein wichtiges
Signal für die Eventbranche,
sagt Simon van Voornveld, Ge-
schäftsführer Wiesn Events.
«Allerdings haben wir etwas
mehr erwartet.» Der Bundesrat
spreche von Grossanlässen
unter strengen Bedingungen.
Was genau das bedeute oder ob

beispielsweise die Sektoren mit
maximal 300 Personen betrof-
fen seien, sei offengeblieben.
Dementsprechend werde zu-
nächstabgewartet.«Wirwerden
das Oktoberfest nur durchfüh-
ren, wenn wir das Schutzkon-
zept auch verantworten kön-
nen», so Voornveld.

Weil Märkte nicht als Gross-
anlässe gelten und unter Einhal-
tung aller Sicherheitsbestim-
mungen theoretisch durchge-
führt werden können, hat der
heutige Entscheid für den
Christchindlimärt Bremgarten
kaum eine grosse Tragweite. So
hat man sich schon zuvor Ge-
danken gemacht, ob und wie ein
Markt stattfinden kann. «Wir er-
arbeiten derzeit ein Konzept,
das dann beim Kanton einge-
reicht wird. Dieser muss letzt-
endlich die Bewilligung ertei-

len», sagt Sabina Glarner,
Präsidentin Verein Christchind-
li-Märt. Weil noch unklar ist, wie
die Lage sich entwickelt, wird
der Verein Mitte September ent-
scheiden, ob er überhaupt einen
Markt durchführen kann.

Von der Verlängerung des
Veranstaltungsverbots für
Grossveranstaltungen betroffen
ist der Flohmarkt im Wynecen-
ter Buchs. Rund 300 Ausstelle-
rinnen und Aussteller sollen
dort 6. September ihre Waren
anbieten. Laut dem Veranstalter
PhilipMoserhatmansichdarauf
allerdings vorbereitet. «Für alle
Besucher und Aussteller gilt
Maskenpflicht», so Moser.
Ausserdem würden die Besu-
cher jeweils an einem zentralen
Ein- und Ausgang gezählt. Auch
die Handynummern werden
dort erfasst. (phh, lga)

Ausgelassene Stimmung am Oktoberfest in Baden. Bild: Archiv
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